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aktuelle Rechtslage  
 

 geplante Änderungen 
 

§ 3 Leistungsgrundsätze 
 
(1) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit 
können erbracht werden, soweit sie zur 
Vermeidung oder Beseitigung, Verkürzung 
oder Verminderung der Hilfebedürftigkeit für 
die Eingliederung erforderlich sind. Bei den 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sind  
 
1. die Eignung, 
 
2. die individuelle Lebenssituation, insbe-
sondere die familiäre Situation, 
 
3. die voraussichtliche Dauer der Hilfebe-
dürftigkeit und 
 
4. die Dauerhaftigkeit der Eingliederung 
 
der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu be-
rücksichtigen. Vorrangig sollen Maßnahmen 
eingesetzt werden, die die unmittelbare 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ermögli-
chen. Bei der Leistungserbringung sind die 
Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu beachten. 
 
(2) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
sind unverzüglich nach Antragstellung auf 
Leistungen nach diesem Buch in eine Ar-
beit, eine Ausbildung oder eine Arbeitsgele-
genheit zu vermitteln. Können Hilfebedürf-
tige ohne Berufsabschluss nicht in eine 
Ausbildung vermittelt werden, soll die 
Agentur für Arbeit darauf hinwirken, dass 
die vermittelte Arbeit oder Arbeitsgelegen-
heit auch zur Verbesserung ihrer berufli-
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1 Referentenentwurf vom 26. Mai 2008. 
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chen Kenntnisse und Fähigkeiten beiträgt. 
 
(2a) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 
58. Lebensjahr vollendet haben, sind unver-
züglich in Arbeit oder in eine Arbeitsgele-
genheit zu vermitteln. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts dürfen nur erbracht werden, so-
weit die Hilfebedürftigkeit nicht anderweitig 
beseitigt werden kann; die nach diesem 
Buch vorgesehenen Leistungen decken den 
Bedarf der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
und der mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft lebenden Personen. Eine davon ab-
weichende Festlegung der Bedarfe ist aus-
geschlossen. 
 
 

chen Kenntnisse und Fähigkeiten beiträgt. 
 
(2a) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 
58. Lebensjahr vollendet haben, sind unver-
züglich in Arbeit oder in eine Arbeitsgele-
genheit zu vermitteln. 
 
(2b) Die Agentur für Arbeit soll darauf 
hinwirken, dass erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige, die nicht über deutsche 
Sprachkenntnisse entsprechend dem 
Niveau B 1 des Gemeinsamen Europäi-
schen Referenzrahmens für Sprachen 
verfügen und die 
 
1. zur Teilnahme an einem Integrations-
kurs nach § 44 Aufenthaltsgesetz be-
rechtigt sind, 
 
2. nach § 44a Aufenthaltsgesetz ver-
pflichtet werden können oder 
 
3. einen Anspruch nach § 9 Abs. 1 Satz 1 
Bundesvertriebenengesetz haben, 
 
an einem Integrationskurs nach § 43 
Aufenthaltsgesetz teilnehmen, sofern sie 
nicht unmittelbar in eine Ausbildung 
oder Arbeit vermittelt werden können. 
Eine Verpflichtung zur Teilnahme ist in 
die Eingliederungsvereinbarung als vor-
rangige Maßnahme aufzunehmen. 
 
(3) Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts dürfen nur erbracht werden, so-
weit die Hilfebedürftigkeit nicht anderweitig 
beseitigt werden kann; die nach diesem 
Buch vorgesehenen Leistungen decken den 
Bedarf der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
und der mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft lebenden Personen. Eine davon ab-
weichende Festlegung der Bedarfe ist aus-
geschlossen. 
 

§ 6 Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende 

 
(1) Träger der Leistungen nach diesem 
Buch sind:  
 
1. die Bundesagentur für Arbeit (Bundes-
agentur), soweit Nummer 2 nichts Anderes 
bestimmt, 
 
2. die kreisfreien Städte und Kreise für die 
Leistungen nach § 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 

 § 6 Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende 
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Buch sind:  
 
1. die Bundesagentur für Arbeit (Bundes-
agentur), soweit Nummer 2 nichts Anderes 
bestimmt, 
 
2. die kreisfreien Städte und Kreise für die 
Leistungen nach § 16 a, §§ 22 und 23 Abs. 
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bis 4 , §§ 22 und 23 Abs. 3, soweit durch 
Landesrecht nicht andere Träger bestimmt 
sind (kommunale Träger). 
 
Zu ihrer Unterstützung können sie Dritte mit 
der Wahrnehmung von Aufgaben beauftra-
gen; sie sollen einen Außendienst zur Be-
kämpfung von Leistungsmissbrauch ein-
richten. 
 
(2) Die Länder können bestimmen, dass 
und inwieweit die Kreise ihnen zugehörige 
Gemeinden oder Gemeindeverbände zur 
Durchführung der in Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 
genannten Aufgaben nach diesem Gesetz 
heranziehen und ihnen dabei Weisungen 
erteilen können; in diesen Fällen erlassen 
die Kreise den Widerspruchsbescheid nach 
dem Sozialgerichtsgesetz. § 44b Abs. 3 
Satz 3 bleibt unberührt. Die Sätze 1 und 2 
gelten auch in den Fällen des § 6a mit der 
Maßgabe, dass eine Heranziehung auch für 
die Aufgaben nach § 6b Abs. 1 Satz 1 erfol-
gen kann. 
 
(3) Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg 
werden ermächtigt, die Vorschriften dieses 
Gesetzes über die Zuständigkeit von Be-
hörden für die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende dem besonderen Verwaltungsauf-
bau ihrer Länder anzupassen. 
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§ 10 Zumutbarkeit 
 
(1) Dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ist 
jede Arbeit zumutbar, es sei denn, dass  
 
1. er zu der bestimmten Arbeit körperlich, 
geistig oder seelisch nicht in der Lage ist, 
 
2. die Ausübung der Arbeit ihm die künftige 
Ausübung seiner bisherigen überwiegenden 
Arbeit wesentlich erschweren würde, weil 
die bisherige Tätigkeit besondere körperli-
che Anforderungen stellt, 
 
3. die Ausübung der Arbeit die Erziehung 
seines Kindes oder des Kindes seines Part-
ners gefährden würde; die Erziehung eines 
Kindes, das das dritte Lebensjahr vollendet 
hat, ist in der Regel nicht gefährdet, soweit 
seine Betreuung in einer Tageseinrichtung 
oder in Tagespflege im Sinne der Vor-
schriften des Achten Buches oder auf sons-
tige Weise sichergestellt ist; die zuständigen 
kommunalen Träger sollen darauf hinwir-
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ken, dass erwerbsfähigen Erziehenden vor-
rangig ein Platz zur Tagesbetreuung des 
Kindes angeboten wird, 
 
4. die Ausübung der Arbeit mit der Pflege 
eines Angehörigen nicht vereinbar wäre und 
die Pflege nicht auf andere Weise sicherge-
stellt werden kann, 
 
5. der Ausübung der Arbeit ein sonstiger 
wichtiger Grund entgegensteht. 
 
(2) Eine Arbeit ist nicht allein deshalb un-
zumutbar, weil  
 
1. sie nicht einer früheren beruflichen Tätig-
keit des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
entspricht, für die er ausgebildet ist oder die 
er ausgeübt hat, 
 
2. sie im Hinblick auf die Ausbildung des 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen als gerin-
gerwertig anzusehen ist, 
 
3. der Beschäftigungsort vom Wohnort des 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen weiter ent-
fernt ist als ein früherer Beschäftigungs- 
oder Ausbildungsort, 
 
4. die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind 
als bei den bisherigen Beschäftigungen des 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Teil-
nahme an Maßnahmen zur Eingliederung in 
Arbeit entsprechend. 
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erwerbsfähigen Hilfebedürftigen weiter ent-
fernt ist als ein früherer Beschäftigungs- 
oder Ausbildungsort, 
 
4. die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind 
als bei den bisherigen Beschäftigungen des 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, 
 
5. sie mit der Beendigung der Erwerbstä-
tigkeit verbunden ist, es sei denn, es 
liegen begründete Anhaltspunkte vor, 
dass durch die bisherige Tätigkeit künf-
tig die Hilfebedürftigkeit beendet werden 
kann. . 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Teil-
nahme an Maßnahmen zur Eingliederung in 
Arbeit entsprechend. 
 

§ 16 Leistungen zur Eingliederung 
 
(1) Zur Eingliederung in Arbeit erbringt die 
Agentur für Arbeit Leistungen nach § 35 des 
Dritten Buches. Sie kann die übrigen im 
Dritten Kapitel, im Ersten bis Dritten und 
Sechsten Abschnitt des Vierten Kapitels, im 
Fünften Kapitel, im Ersten, Fünften und 
Siebten  Abschnitt des Sechsten Kapitels 
und die in den §§ 417, 421f, 421g, 421i, 
421k, 421m, 421n , 421o, 421p und 421q 
des Dritten Buches geregelten Leistungen 
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Agentur für Arbeit Leistungen nach § 35 des 
Dritten Buches. Sie kann die übrigen im 
Dritten Kapitel, im Ersten bis Dritten und 
Sechsten Abschnitt des Vierten Kapitels, im 
Fünften Kapitel, im Ersten Abschnitt des 
Sechsten Kapitels und die in den §§ 417, 
421f, 421g, 421k, 421o, 421p und 421q des 
Dritten Buches geregelten Leistungen 
erbringen. Für Eingliederungsleistungen an 
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erbringen. Für Eingliederungsleistungen an 
erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige 
nach diesem Buch gelten die §§ 97 bis 99, 
100 Nr. 1 bis 3  und 6, § 101 Abs. 1, 2 und 
5, die §§ 102, 103 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, die 
§§ 109 und 111 des Dritten Buches ent-
sprechend. Die §§ 8, 36, 37 Abs. 4 und § 
41 Abs. 3 Satz 4 des Dritten Buches sind 
entsprechend anzuwenden. Aktivie-
rungshilfen nach § 241 Abs. 3a und § 243 
Abs. 2 des Dritten Buches können in 
Höhe der Gesamtkosten gefördert wer-
den. Die Arbeitsgelegenheiten nach die-
sem Buch stehen den in § 421f Abs. 1 Nr. 
1 des Dritten Buches genannten Maß-
nahmen der öffentlich geförderten Be-
schäftigung und den in § 421g Abs. 1 
Satz 1 des Dritten Buches genannten 
Arbeitsbeschaffungs- und Strukturan-
passungsmaßnahmen gleich.  
 
(1a) Soweit dieses Buch nichts Abweichen-
des regelt, gelten für die Leistungen nach 
Absatz 1 die Voraussetzungen und 
Rechtsfolgen des Dritten Buches mit Aus-
nahme der Anordnungsermächtigungen für 
die Bundesagentur und mit der Maßgabe, 
dass an die Stelle des Arbeitslosengeldes 
das Arbeitslosengeld II tritt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(1b) Die Agentur für Arbeit als Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende kann 
die Ausbildungsvermittlung durch die für die 
Arbeitsförderung zuständigen Stellen der 
Bundesagentur wahrnehmen lassen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige 
nach diesem Buch gelten die §§ 97 bis 99, 
100 Nr. 1 und 6, § 101 Abs. 1, 2 und 5, die 
§§ 102, 103 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, die §§ 109 
und 111 des Dritten Buches entsprechend. 
§ 1 Abs. 2 Nr. 4, die §§ 36, 46  Abs. 3 und 
§ 77 Abs. 3 des Dritten Buches sind ent-
sprechend anzuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Soweit dieses Buch nichts Abweichen-
des regelt, gelten für die Leistungen nach 
Absatz 1 die Voraussetzungen und 
Rechtsfolgen des Dritten Buches mit Aus-
nahme der Verordnungsermächtigung 
nach § 47 des Dritten Buches sowie der 
Anordnungsermächtigungen für die Bun-
desagentur und mit der Maßgabe, dass an 
die Stelle des Arbeitslosengeldes das Ar-
beitslosengeld II tritt. § 45 Abs. 3 Satz 3 
des Dritten Buches gilt mit der Maßgabe, 
dass die Förderung aus dem Vermitt-
lungsbudget auch die anderen Leistun-
gen nach dem Zweiten Buch nicht auf-
stocken, ersetzen oder umgehen darf. 
Die Arbeitsgelegenheiten nach diesem 
Buch stehen den in § 421f Abs. 1 Nr. 1 
des Dritten Buches genannten Maßnah-
men der öffentlich geförderten Beschäf-
tigung und den in § 421g Abs. 1 Satz 1 
des Dritten Buches genannten Arbeits-
beschaffungs- und Strukturanpas-
sungsmaßnahmen gleich. 
 
(3) Abweichend von § 45 Abs. 1 Satz 1 
des Dritten Buches können Leistungen 
auch für die Anbahnung und Aufnahme 
einer schulischen Berufsausbildung er-
bracht werden. 
 
(4) Die Agentur für Arbeit als Träger der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende kann 
die Ausbildungsvermittlung durch die für die 
Arbeitsförderung zuständigen Stellen der 
Bundesagentur wahrnehmen lassen. Das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
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wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates das 
Nähere über die Höhe, Möglichkeiten der 
Pauschalierung und den Zeitpunkt der Fäl-
ligkeit der Erstattung von Aufwendungen bei 
der Ausführung des Auftrags nach Satz 1 
festzulegen. 
 
(2) Über die in Absatz 1 genannten Leis-
tungen hinaus können weitere Leistun-
gen erbracht werden, die für die Einglie-
derung des erwerbsfähigen Hilfebedürf-
tigen in das Erwerbsleben erforderlich 
sind; die weiteren Leistungen dürfen die 
Leistungen nach Absatz 1 nicht aufsto-
cken. Zu den weiteren Leistungen gehö-
ren insbesondere 
  
1. die Betreuung minderjähriger oder 
behinderter Kinder oder die häusliche 
Pflege von Angehörigen, 
 
2. die Schuldnerberatung, 
 
3. die psychosoziale Betreuung, 
 
4. die Suchtberatung, 
 
5. das Einstiegsgeld nach § 29, 
 
6. (weggefallen) 
 
7. Leistungen zur Beschäftigungsförde-
rung nach § 16a. 
 
(3) Für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die 
keine Arbeit finden können, sollen Ar-
beitsgelegenheiten geschaffen werden. 
Werden Gelegenheiten für im öffentli-
chen Interesse liegende, zusätzliche Ar-
beiten nicht nach Absatz 1 als Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen gefördert, ist 
den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu-
züglich zum Arbeitslosengeld II eine an-
gemessene Entschädigung für Mehrauf-
wendungen zu zahlen; diese Arbeiten 
begründen kein Arbeitsverhältnis im 
Sinne des Arbeitsrechts; die Vorschrif-
ten über den Arbeitsschutz und das 
Bundesurlaubsgesetz mit Ausnahme der 
Regelungen über das Urlaubsentgelt 
sind entsprechend anzuwenden; für 
Schäden bei der Ausübung ihrer Tätig-
keit haften erwerbsfähige Hilfebedürftige 
nur wie Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. 
 

wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung des Bundesrates das 
Nähere über die Höhe, Möglichkeiten der 
Pauschalierung und den Zeitpunkt der Fäl-
ligkeit der Erstattung von Aufwendungen bei 
der Ausführung des Auftrags nach Satz 1 
festzulegen. 
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(4) Entfällt die Hilfebedürftigkeit des Er-
werbsfähigen während einer Maßnahme 
zur Eingliederung nach den Absätzen 1 
bis 3, kann sie durch Darlehen weiter 
gefördert werden, wenn dies wirtschaft-
lich erscheint und der Erwerbsfähige die 
Maßnahme voraussichtlich erfolgreich 
abschließen wird. 
 
(5) Leistungen nach dem Dritten Kapitel 
des Dritten Buches oder nach Absatz 2 
Satz 2 Nr. 1 bis 5 können auch für die 
Dauer einer Förderung des Arbeitgebers 
oder eines Trägers durch eine Geldleis-
tung nach Absatz 1, Absatz 3 Satz 1 oder 
§ 16a erbracht werden, wenn die Hilfebe-
dürftigkeit des Erwerbsfähigen auf 
Grund des zu berücksichtigenden Ein-
kommens entfallen ist. Während der 
Förderdauer nach Satz 1 gilt § 15 ent-
sprechend. 
 
 
 
 
  § 16a 

Kommunale Eingliederungsleistungen 
 
Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen 
und umfassenden Betreuung und Unter-
stützung bei der Eingliederung in Arbeit 
können insbesondere die folgenden 
Leistungen, die für die Eingliederung des 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in das 
Erwerbsleben erforderlich sind, erbracht 
werden: 
 
1. die Betreuung minderjähriger oder behin-
derter Kinder oder die häusliche Pflege von 
Angehörigen, 
 
2. die Schuldnerberatung, 
 
3. die psychosoziale Betreuung, 
 
4. die Suchtberatung. 
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(vgl. § 29 der geltenden Fassung)  § 16b 
Einstiegsgeld 

 
(1) Bei Aufnahme einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung oder selb-
ständigen, hauptberuflichen Tätigkeit 
kann erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ein 
Einstiegsgeld gezahlt werden, wenn dies 
zur Eingliederung in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt erforderlich ist und begründete 
Anhaltspunkte vorliegen, dass die Hilfe-
bedürftigkeit aufgrund des zu berück-
sichtigenden Einkommens künftig been-
det werden kann. Zum Nachweis der 
Tragfähigkeit der selbständigen Tätigkeit 
kann die Agentur für Arbeit die Stellung-
nahme einer fachkundigen Stelle verlan-
gen. Das Einstiegsgeld kann auch erbracht 
werden, wenn die Hilfebedürftigkeit durch 
oder nach Aufnahme der Erwerbstätigkeit 
entfällt. 
 
(2) Das Einstiegsgeld wird, soweit für die-
sen Zeitraum eine Erwerbstätigkeit besteht, 
für höchstens 24 Monate erbracht. Bei der 
Bemessung der Höhe des Einstiegsgeldes 
sollen die vorherige Dauer der Arbeitslosig-
keit sowie die Größe der Bedarfsgemein-
schaft berücksichtigt werden, in der der er-
werbsfähige Hilfebedürftige lebt. Abwei-
chend von Satz 2 ist es zulässig, das 
Einstiegsgeld bei der Eingliederung von 
besonders zu fördernden Personen-
gruppen zu pauschalieren. 
 
(3) Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium der Finanzen 
ohne Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen, wie das 
Einstiegsgeld zu bemessen ist. Bei der 
Bemessung ist neben der Berücksichtigung 
der in Absatz 2 Satz 2 genannten Kriterien 
auch ein Bezug zu der für den 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen jeweils 
maßgebenden Regelleistung herzustellen. 
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  § 16c 
Begleitende Hilfen für Selbständige 

 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die eine 
selbständige, hauptberufliche Tätigkeit 
aufnehmen oder ausüben, können Zu-
schüsse und Darlehen für die Beschaf-
fung von Sachgütern, die für die Aus-
übung der selbständigen Tätigkeit not-
wendig und angemessen sind, erhalten, 
wenn zu erwarten ist, dass die Hilfebe-
dürftigkeit durch die selbständige Tätig-
keit innerhalb eines angemessenen Zeit-
raums dauerhaft überwunden oder ver-
ringert wird. 
 
 
 

  § 16d 
Arbeitsgelegenheiten 

 
Für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die 
keine Arbeit finden können, sollen Ar-
beitsgelegenheiten geschaffen werden. 
Werden Gelegenheiten für im öffentli-
chen Interesse liegende, zusätzliche Ar-
beiten gefördert, ist den erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen  zuzüglich zum Ar-
beitslosengeld II eine angemessene Ent-
schädigung für Mehraufwendungen zu 
zahlen; diese Arbeiten begründen kein 
Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeits-
rechts; die Vorschriften über den Ar-
beitsschutz und das Bundesurlaubsge-
setz mit Ausnahme der Regelungen über 
das Urlaubsentgelt sind entsprechend 
anzuwenden; für Schäden bei der Aus-
übung ihrer Tätigkeit haften erwerbsfä-
hige Hilfebedürftige nur wie  Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer. 
 
 

§ 16a Leistungen zur Beschäftigungsförde-
rung 

 
(1) Arbeitgeber können zur Eingliederung 
von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen mit 
Vermittlungshemmnissen in Arbeit einen 
Beschäftigungszuschuss als Ausgleich der 
zu erwartenden Minderleistungen des Ar-
beitnehmers und einen Zuschuss zu sonsti-
gen Kosten erhalten. Voraussetzung ist, 
dass  
 
1. der erwerbsfähige Hilfebedürftige das 18. 
Lebensjahr vollendet hat, langzeitarbeitslos 
im Sinne des § 18 des Dritten Buches ist 

 § 16e Leistungen zur Beschäftigungsförde-
rung 

 
(1) Arbeitgeber können zur Eingliederung 
von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen mit 
Vermittlungshemmnissen in Arbeit einen 
Beschäftigungszuschuss als Ausgleich der 
zu erwartenden Minderleistungen des Ar-
beitnehmers und einen Zuschuss zu sonsti-
gen Kosten erhalten. Voraussetzung ist, 
dass  
 
1. der erwerbsfähige Hilfebedürftige das 18. 
Lebensjahr vollendet hat, langzeitarbeitslos 
im Sinne des § 18 des Dritten Buches ist 
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und in seinen Erwerbsmöglichkeiten durch 
mindestens zwei weitere in seiner Person 
liegende Vermittlungshemmnisse beson-
ders schwer beeinträchtigt ist, 
 
2. der erwerbsfähige Hilfebedürftige auf der 
Grundlage einer Eingliederungsvereinba-
rung für einen Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten betreut wurde und Einglie-
derungsleistungen unter Einbeziehung der 
übrigen Leistungen nach diesem Buch er-
halten hat, 
 
3. eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt voraussichtlich innerhalb 
der nächsten 24 Monate ohne die Förde-
rung nach Satz 1 nicht möglich ist und 
 
4. zwischen dem Arbeitgeber und dem er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen ein Arbeits-
verhältnis mit in der Regel voller Arbeitszeit 
unter Vereinbarung des tariflichen Arbeits-
entgelts oder, wenn eine tarifliche Regelung 
keine Anwendung findet, des für vergleich-
bare Tätigkeiten ortsüblichen Arbeitsent-
gelts begründet wird. 2Die vereinbarte Ar-
beitszeit darf die Hälfte der vollen Arbeits-
zeit nicht unterschreiten. 
 
(2) Die Höhe des Beschäftigungszuschus-
ses richtet sich nach der Leistungsfähigkeit 
des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und 
kann bis zu 75 Prozent des berücksichti-
gungsfähigen Arbeitsentgelts betragen. Be-
rücksichtigungsfähig sind  
 
1. das zu zahlende tarifliche Arbeitsentgelt 
oder, wenn eine tarifliche Regelung keine 
Anwendung findet, das für vergleichbare 
Tätigkeiten ortsübliche zu zahlende Arbeits-
entgelt und 
 
2. der pauschalierte Anteil des Arbeitgebers 
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag ab-
züglich des Beitrags zur Arbeitsförderung. 
Wird dem Arbeitgeber auf Grund eines 
Ausgleichssystems Arbeitsentgelt erstattet, 
ist für den Zeitraum der Erstattung der Be-
schäftigungszuschuss entsprechend zu 
mindern. 
 
(3) Ein Zuschuss zu sonstigen Kosten kann 
erbracht werden  
 
1. für Kosten für eine begleitende Qualifizie-
rung in pauschalierter Form bis zu einer 
Höhe von 200 Euro monatlich sowie 

und in seinen Erwerbsmöglichkeiten durch 
mindestens zwei weitere in seiner Person 
liegende Vermittlungshemmnisse beson-
ders schwer beeinträchtigt ist, 
 
2. der erwerbsfähige Hilfebedürftige auf der 
Grundlage einer Eingliederungsvereinba-
rung für einen Zeitraum von mindestens 
sechs Monaten betreut wurde und Einglie-
derungsleistungen unter Einbeziehung der 
übrigen Leistungen nach diesem Buch er-
halten hat, 
 
3. eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemei-
nen Arbeitsmarkt voraussichtlich innerhalb 
der nächsten 24 Monate ohne die Förde-
rung nach Satz 1 nicht möglich ist und 
 
4. zwischen dem Arbeitgeber und dem er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen ein Arbeits-
verhältnis mit in der Regel voller Arbeitszeit 
unter Vereinbarung des tariflichen Arbeits-
entgelts oder, wenn eine tarifliche Regelung 
keine Anwendung findet, des für vergleich-
bare Tätigkeiten ortsüblichen Arbeitsent-
gelts begründet wird. 2Die vereinbarte Ar-
beitszeit darf die Hälfte der vollen Arbeits-
zeit nicht unterschreiten. 
 
(2) Die Höhe des Beschäftigungszuschus-
ses richtet sich nach der Leistungsfähigkeit 
des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und 
kann bis zu 75 Prozent des berücksichti-
gungsfähigen Arbeitsentgelts betragen. Be-
rücksichtigungsfähig sind  
 
1. das zu zahlende tarifliche Arbeitsentgelt 
oder, wenn eine tarifliche Regelung keine 
Anwendung findet, das für vergleichbare 
Tätigkeiten ortsübliche zu zahlende Arbeits-
entgelt und 
 
2. der pauschalierte Anteil des Arbeitgebers 
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag ab-
züglich des Beitrags zur Arbeitsförderung. 
Wird dem Arbeitgeber auf Grund eines 
Ausgleichssystems Arbeitsentgelt erstattet, 
ist für den Zeitraum der Erstattung der Be-
schäftigungszuschuss entsprechend zu 
mindern. 
 
(3) Ein Zuschuss zu sonstigen Kosten kann 
erbracht werden  
 
1. für Kosten für eine begleitende Qualifizie-
rung in pauschalierter Form bis zu einer 
Höhe von 200 Euro monatlich sowie 
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2. in besonders begründeten Einzelfällen 
einmalig für weitere notwendige Kosten des 
Arbeitgebers für besonderen Aufwand beim 
Aufbau von Beschäftigungsmöglichkeiten. 
Die Übernahme von Investitionskosten ist 
ausgeschlossen. 
 
(4) Die Förderdauer beträgt  
 
1. für den Beschäftigungszuschuss bis zu 
24 Monate. Der Beschäftigungszuschuss 
soll anschließend ohne zeitliche Unterbre-
chung unbefristet erbracht werden, wenn 
eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt ohne die Förderung nach Ab-
satz 1 Satz 1 voraussichtlich innerhalb der 
nächsten 24 Monate nicht möglich ist, 
 
2. für die sonstigen Kosten nach Absatz 3 
Nr. 1 bis zu zwölf Monate je Arbeitnehmer. 
 
(5) Bei einer Fortführung der Förderung 
nach Absatz 4 Nr. 1 Satz 2 kann der Be-
schäftigungszuschuss gegenüber der bishe-
rigen Förderhöhe um bis zu 10 Prozent-
punkte vermindert werden, soweit die Leis-
tungsfähigkeit des erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen zugenommen hat und sich die 
Vermittlungshemmnisse verringert haben. 
 
(6) Wird ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger 
für die Dauer der Erbringung des Beschäfti-
gungszuschusses eingestellt, liegt ein sach-
licher Grund vor, der die Befristung des Ar-
beitsverhältnisses rechtfertigt. 
 
(7) Die Förderung ist aufzuheben, wenn 
feststeht, dass der Arbeitnehmer in eine 
konkrete zumutbare Arbeit ohne eine Förde-
rung nach Absatz 1 Satz 1 vermittelt werden 
kann. Die Förderung ist auch aufzuheben, 
wenn nach jeweils zwölf Monaten der För-
derdauer feststeht, dass der Arbeitnehmer 
eine zumutbare Arbeit ohne eine Förderung 
nach Absatz 1 Satz 1 aufnehmen kann. 
Eine Förderung ist nur für die Dauer des 
Bestehens des Arbeitsverhältnisses mög-
lich. 
 
(8) Das Arbeitsverhältnis kann ohne Ein-
haltung einer Frist gekündigt werden  
 
1. vom Arbeitnehmer, wenn er eine Er-
werbstätigkeit auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt aufnehmen kann, 
 

 
2. in besonders begründeten Einzelfällen 
einmalig für weitere notwendige Kosten des 
Arbeitgebers für besonderen Aufwand beim 
Aufbau von Beschäftigungsmöglichkeiten. 
Die Übernahme von Investitionskosten ist 
ausgeschlossen. 
 
(4) Die Förderdauer beträgt  
 
1. für den Beschäftigungszuschuss bis zu 
24 Monate. Der Beschäftigungszuschuss 
soll anschließend ohne zeitliche Unterbre-
chung unbefristet erbracht werden, wenn 
eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt ohne die Förderung nach Ab-
satz 1 Satz 1 voraussichtlich innerhalb der 
nächsten 24 Monate nicht möglich ist, 
 
2. für die sonstigen Kosten nach Absatz 3 
Nr. 1 bis zu zwölf Monate je Arbeitnehmer. 
 
(5) Bei einer Fortführung der Förderung 
nach Absatz 4 Nr. 1 Satz 2 kann der Be-
schäftigungszuschuss gegenüber der bishe-
rigen Förderhöhe um bis zu 10 Prozent-
punkte vermindert werden, soweit die Leis-
tungsfähigkeit des erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen zugenommen hat und sich die 
Vermittlungshemmnisse verringert haben. 
 
(6) Wird ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger 
für die Dauer der Erbringung des Beschäfti-
gungszuschusses eingestellt, liegt ein sach-
licher Grund vor, der die Befristung des Ar-
beitsverhältnisses rechtfertigt. 
 
(7) Die Förderung ist aufzuheben, wenn 
feststeht, dass der Arbeitnehmer in eine 
konkrete zumutbare Arbeit ohne eine Förde-
rung nach Absatz 1 Satz 1 vermittelt werden 
kann. Die Förderung ist auch aufzuheben, 
wenn nach jeweils zwölf Monaten der För-
derdauer feststeht, dass der Arbeitnehmer 
eine zumutbare Arbeit ohne eine Förderung 
nach Absatz 1 Satz 1 aufnehmen kann. 
Eine Förderung ist nur für die Dauer des 
Bestehens des Arbeitsverhältnisses mög-
lich. 
 
(8) Das Arbeitsverhältnis kann ohne Ein-
haltung einer Frist gekündigt werden  
 
1. vom Arbeitnehmer, wenn er eine Er-
werbstätigkeit auf dem allgemeinen Ar-
beitsmarkt aufnehmen kann, 
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2. vom Arbeitgeber zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die Förderung nach Absatz 7 Satz 1 
oder 2 aufgehoben wird. 
 
(9) Eine Förderung ist ausgeschlossen, 
wenn zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber  
 
1. die Beendigung eines anderen Beschäfti-
gungsverhältnisses veranlasst hat, um ei-
nen Beschäftigungszuschuss zu erhalten 
oder 
 
2. eine bisher für das Beschäftigungsver-
hältnis erbrachte Förderung ohne besonde-
ren Grund nicht mehr in Anspruch nimmt. 
 
(10) Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales untersucht die Auswirkungen auf 
die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen mit be-
sonderen Vermittlungshemmnissen, den 
Arbeitsmarkt und die öffentlichen Haushalte 
in den Jahren 2008 bis 2010 und berichtet 
dem Deutschen Bundestag hierüber bis 
zum 31. Dezember 2011. 
 

2. vom Arbeitgeber zu dem Zeitpunkt, zu 
dem die Förderung nach Absatz 7 Satz 1 
oder 2 aufgehoben wird. 
 
(9) Eine Förderung ist ausgeschlossen, 
wenn zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber  
 
1. die Beendigung eines anderen Beschäfti-
gungsverhältnisses veranlasst hat, um ei-
nen Beschäftigungszuschuss zu erhalten 
oder 
 
2. eine bisher für das Beschäftigungsver-
hältnis erbrachte Förderung ohne besonde-
ren Grund nicht mehr in Anspruch nimmt. 
 
(10) Das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales untersucht die Auswirkungen auf 
die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen mit be-
sonderen Vermittlungshemmnissen, den 
Arbeitsmarkt und die öffentlichen Haushalte 
in den Jahren 2008 bis 2010 und berichtet 
dem Deutschen Bundestag hierüber bis 
zum 31. Dezember 2011. 
 
 

  § 16f 
Erprobung innovativer Ansätze 

 
(1) Die Agentur für Arbeit kann bis zu 
zwei Prozent der nach § 46 Abs. 2 auf sie  
entfallenden Eingliederungsmittel ein-
setzen, um innovative Ansätze zur Ein-
gliederung erwerbsfähiger Hilfebedürfti-
ger in Arbeit zu erproben. Die Maßnah-
men sollen gruppenbezogen durchge-
führt werden und dürfen eine Dauer von 
24 Monaten nicht überschreiten. Die Re-
gelung gilt für Förderungen, die bis zum 
31. Dezember 2012 begonnen haben. 
 
(2) Die Agentur für Arbeit kann Dritte 
nach einem wettbewerblichen Vergabe-
verfahren mit der Durchführung der 
Maßnahmen beauftragen. Die Maßnah-
men müssen den Grundsätzen und Zie-
len dieses Buches entsprechen. 
 
(3) Die Agentur für Arbeit erstellt über 
die geförderten innovativen Ansätze ei-
nen Bericht. Der Bericht soll insbeson-
dere Auskunft über den innovativen An-
satz und die damit verbundene Zielset-
zung sowie über die Zielerreichung und 
die Wirksamkeit der Maßnahmen geben. 
Dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales sind die Berichte auf Anforde-
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rung vorzulegen. 
 
 

  § 16g 
Förderung bei Wegfall der Hilfebedürf-

tigkeit 
 

(1) Entfällt die Hilfebedürftigkeit des Er-
werbsfähigen während einer Maßnahme 
zur Eingliederung, kann sie weiter geför-
dert werden, wenn dies wirtschaftlich 
erscheint und der Erwerbsfähige die 
Maßnahme voraussichtlich erfolgreich 
abschließen wird. Die Förderung soll als 
Darlehen erbracht werden. 
 
(2) Für die Dauer einer Förderung des 
Arbeitgebers oder eines Trägers durch 
eine Geldleistung nach § 16 Abs. 1, § 16d 
Satz 1 oder § 16e können auch Leistun-
gen nach dem Dritten Kapitel und § 46 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 des Dritten Buches 
oder nach den §§ 16a Nr. 1 bis 4 und 16b 
erbracht werden, wenn die Hilfebedürf-
tigkeit des Erwerbsfähigen auf Grund 
des zu berücksichtigenden Einkommens 
entfallen ist. Während der Förderdauer 
nach Satz 1 gilt § 15 entsprechend. 
 
 

§ 22 Leistungen für Unterkunft und Heizung 
 
Absatz 1 
 
(1) Leistungen für Unterkunft und Heizung 
werden in Höhe der tatsächlichen Aufwen-
dungen erbracht, soweit diese angemessen 
sind. Erhöhen sich nach einem nicht erfor-
derlichen Umzug die angemessenen Auf-
wendungen für Unterkunft und Heizung, 
werden die Leistungen weiterhin nur in 
Höhe der bis dahin zu tragenden Aufwen-
dungen erbracht. Soweit die Aufwendungen 
für die Unterkunft den der Besonderheit des 
Einzelfalles angemessenen Umfang über-
steigen, sind sie als Bedarf des allein ste-
henden Hilfebedürftigen oder der Bedarfs-
gemeinschaft so lange zu berücksichtigen, 
wie es dem allein stehenden Hilfebedürfti-
gen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht 
möglich oder nicht zuzumuten ist, durch 
einen Wohnungswechsel, durch Vermieten 
oder auf andere Weise die Aufwendungen 
zu senken, in der Regel jedoch längstens 
für sechs Monate. Rückzahlungen und Gut-
haben, die den Kosten für Unterkunft und 
Heizung zuzuordnen sind, mindern die nach 

 § 22 Leistungen für Unterkunft und Heizung 
 
Absatz 1 
 
(1) Leistungen für Unterkunft und Heizung 
werden in Höhe der tatsächlichen Aufwen-
dungen erbracht, soweit diese angemessen 
sind. Erhöhen sich nach einem nicht erfor-
derlichen Umzug die angemessenen Auf-
wendungen für Unterkunft und Heizung, 
werden die Leistungen weiterhin nur in 
Höhe der bis dahin zu tragenden ange-
messenen Aufwendungen erbracht. Soweit 
die Aufwendungen für die Unterkunft den 
der Besonderheit des Einzelfalles ange-
messenen Umfang übersteigen, sind sie als 
Bedarf des allein stehenden Hilfebedürfti-
gen oder der Bedarfsgemeinschaft so lange 
zu berücksichtigen, wie es dem allein ste-
henden Hilfebedürftigen oder der Bedarfs-
gemeinschaft nicht möglich oder nicht zu-
zumuten ist, durch einen Wohnungswech-
sel, durch Vermieten oder auf andere Weise 
die Aufwendungen zu senken, in der Regel 
jedoch längstens für sechs Monate. Rück-
zahlungen und Guthaben, die den Kosten 
für Unterkunft und Heizung zuzuordnen 
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dem Monat der Rückzahlung oder der Gut-
schrift entstehenden Aufwendungen; Rück-
zahlungen, die sich auf die Kosten für 
Haushaltsenergie beziehen, bleiben inso-
weit außer Betracht. 
 

sind, mindern die nach dem Monat der 
Rückzahlung oder der Gutschrift entstehen-
den Aufwendungen; Rückzahlungen, die 
sich auf die Kosten für Haushaltsenergie 
beziehen, bleiben insoweit außer Betracht. 
 
 
 

§ 26 Zuschuss zu Versicherungsbeiträgen 
 
(in der am 1.1.2009 gültigen Fassung) 
 
(1) Bezieher von Arbeitslosengeld II, die von 
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung befreit sind (§ 6 Abs. 
1b), erhalten einen Zuschuss zu den Beiträ-
gen, die für die Dauer des Leistungsbezugs 
freiwillig an die gesetzliche Rentenversiche-
rung, eine berufsständische Versorgungs-
einrichtung oder für eine private Alterssiche-
rung oder wegen einer Pflichtversicherung 
an die Alterssicherung der Landwirte ge-
zahlt werden. Der Zuschuss ist auf die Höhe 
des Betrages begrenzt, der ohne die Befrei-
ung von der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung zu zahlen 
wäre. 
 
(2) Für Bezieher von Arbeitslosengeld II 
oder Sozialgeld, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht versicherungs-
pflichtig und nicht familienversichert sind 
und die für den Fall der Krankheit 
 
1. bei einem privaten Krankenversiche-
rungsunternehmen versichert sind, gilt § 12 
Abs. 1c Satz 5 und 6 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes, 
 
2. freiwillig in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versichert sind, wird für die Dauer 
des Leistungsbezugs der Beitrag übernom-
men; für Personen, die allein durch den 
Beitrag zur freiwilligen Versicherung hilfe-
bedürftig würden, wird der Beitrag im not-
wendigen Umfang übernommen. 
 
(3) Für Bezieher von Arbeitslosengeld II 
oder Sozialgeld, die in der sozialen Pflege-
versicherung nicht versicherungspflichtig 
und nicht familienversichert sind, werden für 
die Dauer des Leistungsbezugs die Auf-
wendungen für eine angemessene private 
Pflegeversicherung im notwendigen Umfang 
übernommen. Satz 1 gilt entsprechend, 
soweit Personen allein durch diese Aufwen-
dungen hilfebedürftig würden. 

 § 26 Zuschuss zu Versicherungsbeiträgen 
 
(in der am 1.1.2009 gültigen Fassung) 
 
(1) Bezieher von Arbeitslosengeld II, die von 
der Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung befreit sind (§ 6 Abs. 
1b des Sechsten Buches ), erhalten einen 
Zuschuss zu den Beiträgen, die für die 
Dauer des Leistungsbezugs freiwillig an die 
gesetzliche Rentenversicherung, eine be-
rufsständische Versorgungseinrichtung oder 
für eine private Alterssicherung oder wegen 
einer Pflichtversicherung an die Alterssiche-
rung der Landwirte gezahlt werden. Der 
Zuschuss ist auf die Höhe des Betrages 
begrenzt, der ohne die Befreiung von der 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen 
Rentenversicherung zu zahlen wäre. 
 
(2) Für Bezieher von Arbeitslosengeld II 
oder Sozialgeld, die in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht versicherungs-
pflichtig und nicht familienversichert sind 
und die für den Fall der Krankheit 
 
1. bei einem privaten Krankenversiche-
rungsunternehmen versichert sind, gilt § 12 
Abs. 1c Satz 5 und 6 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes, 
 
2. freiwillig in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung versichert sind, wird für die Dauer 
des Leistungsbezugs der Beitrag übernom-
men; für Personen, die allein durch den 
Beitrag zur freiwilligen Versicherung hilfe-
bedürftig würden, wird der Beitrag im not-
wendigen Umfang übernommen. 
 
(3) Für Bezieher von Arbeitslosengeld II 
oder Sozialgeld, die in der sozialen Pflege-
versicherung nicht versicherungspflichtig 
und nicht familienversichert sind, werden für 
die Dauer des Leistungsbezugs die Auf-
wendungen für eine angemessene private 
Pflegeversicherung im notwendigen Umfang 
übernommen. Satz 1 gilt entsprechend, 
soweit Personen allein durch diese Aufwen-
dungen hilfebedürftig würden. 
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(4) Die Bundesagentur kann den Zusatzbei-
trag zur gesetzlichen Krankenversicherung 
nach § 242 des Fünften Buches für Bezie-
her von Arbeitslosengeld II übernehmen, für 
die der Wechsel der Krankenkasse nach 
§ 175 des Fünften Buches eine besondere 
Härte bedeuten würde. 
 
 

 
(4) Die Bundesagentur kann den Zusatz-
beitrag zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach § 242 des Fünften Buches für 
Bezieher von Arbeitslosengeld II oder So-
zialgeld übernehmen, für die der Wechsel 
der Krankenkasse nach § 175 des Fünften 
Buches eine besondere Härte bedeuten 
würde. Satz 1 gilt entsprechend, soweit 
Personen allein durch diese Aufwendun-
gen hilfebedürftig würden. 
 
 
 

§ 28 Sozialgeld 
 
(1) Nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in Bedarfs-
gemeinschaft leben, erhalten Sozialgeld, 
soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen 
nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Bu-
ches haben. Das Sozialgeld umfasst die 
sich aus § 19 Satz 1 Nr. 1 ergebenden 
Leistungen. Hierbei gelten ergänzend fol-
gende Maßgaben:  
 
1. Die Regelleistung beträgt bis zur Vollen-
dung des 14. Lebensjahres 60 vom Hundert 
und im 15. Lebensjahr 80 vom Hundert der 
nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Regelleis-
tung; 
 
2. Leistungen für Mehrbedarfe nach § 21 
Abs. 4 werden auch an behinderte Men-
schen, die das 15. Lebensjahr vollendet 
haben, gezahlt, wenn Eingliederungshilfe 
nach § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zwölften 
Buches erbracht wird; 
 
3. § 21 Abs. 4 Satz 2 gilt auch nach Been-
digung der in § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 
Zwölften Buches genannten Maßnahmen; 
 
4. nichterwerbsfähige Personen erhalten 
einen Mehrbedarf von 17 vom Hundert der 
nach § 20 maßgebenden Regelleistung, 
wenn sie Inhaber eines Ausweises nach § 
69 Abs. 5 des Neunten Buches mit dem 
Merkzeichen G sind; dies gilt nicht, wenn 
bereits ein Anspruch auf einen Mehrbedarf 
wegen Behinderung nach § 21 Abs. 4 oder 
§ 28 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 besteht. 
 
 
 
(2) § 19 Satz 2 gilt entsprechend. 
 

 § 28 Sozialgeld 
 
(1) Nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in Bedarfs-
gemeinschaft leben, erhalten Sozialgeld, 
soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen 
nach dem Vierten Kapitel des Zwölften Bu-
ches haben. Das Sozialgeld umfasst die 
sich aus § 19 Satz 1 ergebenden Leistun-
gen. Hierbei gelten ergänzend folgende 
Maßgaben:  
 
1. Die Regelleistung beträgt bis zur Vollen-
dung des 14. Lebensjahres 60 vom Hundert 
und im 15. Lebensjahr 80 vom Hundert der 
nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Regelleis-
tung; 
 
2. Leistungen für Mehrbedarfe nach § 21 
Abs. 4 werden auch an behinderte Men-
schen, die das 15. Lebensjahr vollendet 
haben, gezahlt, wenn Eingliederungshilfe 
nach § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zwölften 
Buches erbracht wird; 
 
3. § 21 Abs. 4 Satz 2 gilt auch nach Been-
digung der in § 54 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des 
Zwölften Buches genannten Maßnahmen; 
 
4. nichterwerbsfähige Personen, die voll 
erwerbsgemindert nach dem Sechsten 
Buch sind,  erhalten einen Mehrbedarf von 
17 vom Hundert der nach § 20 maßgeben-
den Regelleistung, wenn sie Inhaber eines 
Ausweises nach § 69 Abs. 5 des Neunten 
Buches mit dem Merkzeichen G sind; dies 
gilt nicht, wenn bereits ein Anspruch auf 
einen Mehrbedarf wegen Behinderung nach 
§ 21 Abs. 4 oder § 28 Abs. 1 Nr. 2 oder 3 
besteht. 
 
(2) § 19 Satz 3 gilt entsprechend. 
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§ 29 Einstiegsgeld 
 

(1) Zur Überwindung von Hilfebedürftig-
keit kann erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen, die arbeitslos sind, bei Aufnahme 
einer sozialversicherungspflichtigen 
oder selbständigen Erwerbstätigkeit ein 
Einstiegsgeld erbracht werden, wenn 
dies zur Eingliederung in den allgemei-
nen Arbeitsmarkt erforderlich ist. Das 
Einstiegsgeld kann auch erbracht wer-
den, wenn die Hilfebedürftigkeit durch 
oder nach Aufnahme der Erwerbstätig-
keit entfällt. 
 
(2) Das Einstiegsgeld wird, soweit für 
diesen Zeitraum eine Erwerbstätigkeit 
besteht, für höchstens 24 Monate er-
bracht. Bei der Bemessung der Höhe des 
Einstiegsgeldes soll die vorherige Dauer 
der Arbeitslosigkeit sowie die Größe der 
Bedarfsgemeinschaft berücksichtigt 
werden, in der der erwerbsfähige 
Hilfebedürftige lebt. 
 
(3) Das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales wird ermächtigt, im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der 
Finanzen ohne Zustimmung des Bundes-
rates durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen, wie das Einstiegsgeld zu 
bemessen ist. Bei der Bemessung ist 
neben der Berücksichtigung der in Ab-
satz 2 Satz 2 genannten Kriterien auch 
ein Bezug zu der für den erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen jeweils maßgebenden 
Regelleistung herzustellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 29 Einstiegsgeld 
 

(aufgehoben) 
 

- Vgl. § 16b - 
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§ 31 Absenkung und Wegfall des Arbeitslo-
sengeldes II und des befristeten Zuschlages 
 
(1) Das Arbeitslosengeld II wird unter Weg-
fall des Zuschlags nach § 24 in einer ersten 
Stufe um 30 vom Hundert der für den er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 
maßgebenden Regelleistung abgesenkt, 
wenn  
 
1. der erwerbsfähige Hilfebedürftige sich 
trotz Belehrung über die Rechtsfolgen wei-
gert,  
 
a) eine ihm angebotene Eingliederungs-
vereinbarung abzuschließen, 
 
b) in der Eingliederungsvereinbarung fest-
gelegte Pflichten zu erfüllen, insbesondere 
in ausreichendem Umfang Eigenbemühun-
gen nachzuweisen, 
 
 
c) eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Ar-
beitsgelegenheit, eine mit einem Beschäfti-
gungszuschuss nach § 16a geförderte Ar-
beit, ein zumutbares Angebot nach § 15a 
oder eine sonstige in der Eingliederungs-
vereinbarung vereinbarte Maßnahme auf-
zunehmen oder fortzuführen, oder 
 
 
 
d) zumutbare Arbeit nach § 16 Abs. 3 Satz 
2 auszuführen, 
 
2. der erwerbsfähige Hilfebedürftige trotz 
Belehrung über die Rechtsfolgen eine zu-
mutbare Maßnahme zur Eingliederung in 
Arbeit abgebrochen oder Anlass für den 
Abbruch gegeben hat. 
 
Dies gilt nicht, wenn der erwerbsfähige Hil-
febedürftige einen wichtigen Grund für sein 
Verhalten nachweist. 
 
(2) Kommt der erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige trotz schriftlicher  Belehrung über die 
Rechtsfolgen einer Aufforderung des zu-
ständigen Trägers, sich bei ihr zu melden 
oder bei einem ärztlichen oder psychologi-
schen Untersuchungstermin zu erscheinen, 
nicht nach und weist er keinen wichtigen 
Grund für sein Verhalten nach, wird das 
Arbeitslosengeld II unter Wegfall des Zu-
schlags nach § 24 in einer ersten Stufe um 
10 vom Hundert der für den erwerbsfähigen 

 § 31 Absenkung und Wegfall des Arbeitslo-
sengeldes II und des befristeten Zuschlages 
 
(1) Das Arbeitslosengeld II wird unter Weg-
fall des Zuschlags nach § 24 in einer ersten 
Stufe um 30 vom Hundert der für den er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 
maßgebenden Regelleistung abgesenkt, 
wenn  
 
1. der erwerbsfähige Hilfebedürftige sich 
trotz Belehrung über die Rechtsfolgen wei-
gert,  
 
 
 
 
a) in der Eingliederungsvereinbarung oder 
in dem Verwaltungsakt nach § 15 Abs. 1 
Satz 6 festgelegte Pflichten zu erfüllen, ins-
besondere in ausreichendem Umfang Ei-
genbemühungen nachzuweisen, 
 
b) eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Ar-
beitsgelegenheit, eine mit einem Beschäfti-
gungszuschuss nach § 16e geförderte Ar-
beit, ein zumutbares Angebot nach § 15a 
oder eine sonstige in der Eingliederungs-
vereinbarung vereinbarte oder in dem 
Verwaltungsakt nach § 15 Abs. 1 Satz 6 
festgelegte  Maßnahme aufzunehmen oder 
fortzuführen, oder 
 
c) zumutbare Arbeit nach § 16d Satz 2 aus-
zuführen, 
 
2. der erwerbsfähige Hilfebedürftige trotz 
Belehrung über die Rechtsfolgen eine zu-
mutbare Maßnahme zur Eingliederung in 
Arbeit abgebrochen oder Anlass für den 
Abbruch gegeben hat. 
 
Dies gilt nicht, wenn der erwerbsfähige Hil-
febedürftige einen wichtigen Grund für sein 
Verhalten nachweist. 
 
(2) Kommt der erwerbsfähige Hilfebedürf-
tige trotz Belehrung über die Rechtsfolgen 
einer Aufforderung des zuständigen Trä-
gers, sich bei ihr zu melden oder bei einem 
ärztlichen oder psychologischen Untersu-
chungstermin zu erscheinen, nicht nach und 
weist er keinen wichtigen Grund für sein 
Verhalten nach, wird das Arbeitslosengeld II 
unter Wegfall des Zuschlags nach § 24 in 
einer ersten Stufe um 10 vom Hundert der 
für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
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Hilfebedürftigen nach § 20 maßgebenden 
Regelleistung abgesenkt. 
 
(3) Bei der ersten wiederholten Pflichtverlet-
zung nach Absatz 1 wird das Arbeitslosen-
geld II um 60 vom Hundert der für den er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 
maßgebenden Regelleistung gemindert.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei jeder weiteren wiederholten Pflichtver-
letzung nach Absatz 1 wird das Arbeitslo-
sengeld II um 100 vom Hundert gemindert. 
Bei wiederholter Pflichtverletzung nach Ab-
satz 2 wird das Arbeitslosengeld II um den 
Vomhundertsatz gemindert, der sich aus 
der Summe des in Absatz 2 genannten 
Vomhundertsatzes und dem der jeweils 
vorangegangenen Absenkung nach Absatz 
2 zugrunde liegenden Vomhundertsatz er-
gibt. Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt 
nicht vor, wenn der Beginn des vorange-
gangenen Sanktionszeitraums länger als 
ein Jahr zurückliegt. Bei Minderung des 
Arbeitslosengeldes II nach Satz 2 kann der 
Träger unter Berücksichtigung aller Um-
stände des Einzelfalls die Minderung auf 60 
vom Hundert der für den erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen nach § 20 maßgebenden 
Regelleistung begrenzen, wenn der er-
werbsfähige Hilfebedürftige sich nachträg-
lich bereit erklärt, seinen Pflichten nachzu-
kommen. Bei einer Minderung des Arbeits-
losengeldes II um mehr als 30 vom Hundert 
der nach § 20 maßgebenden Regelleistung 
kann der zuständige Träger in angemesse-
nem Umfang ergänzende Sachleistungen 
oder geldwerte Leistungen erbringen. Der 
zuständige Träger soll Leistungen nach 
Satz 6 erbringen, wenn der Hilfebedürftige 
mit minderjährigen Kindern in Bedarfsge-
meinschaft lebt. 
 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend  
 
1. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen, der nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres sein Einkommen oder Vermögen in 
der Absicht vermindert hat, die Vorausset-
zungen für die Gewährung oder Erhöhung 

nach § 20 maßgebenden Regelleistung 
abgesenkt. 
 
(3) Bei der ersten wiederholten Pflichtverlet-
zung nach Absatz 1 wird das Arbeitslosen-
geld II unter Wegfall des Zuschlags nach 
§ 24 um 60 vom Hundert der für den er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 
maßgebenden Regelleistung gemindert; die 
Minderungen für die erste und erste wie-
derholte Pflichtverletzung dürfen insge-
samt 60 vom Hundert der für den er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 
maßgebenden Regelleistung nicht über-
steigen.   
 
Bei jeder weiteren wiederholten 
Pflichtverletzung nach Absatz 1 wird das 
Arbeitslosengeld II unter Wegfall des Zu-
schlags nach § 24 um 100 vom Hundert 
gemindert. Bei wiederholter Pflichtverlet-
zung nach Absatz 2 wird das Arbeitslosen-
geld II um den Vomhundertsatz gemindert, 
der sich aus der Summe des in Absatz 2 
genannten Vomhundertsatzes und dem der 
jeweils vorangegangenen Absenkung nach 
Absatz 2 zugrunde liegenden Vomhundert-
satz ergibt. Eine wiederholte Pflichtverlet-
zung liegt nicht vor, wenn der Beginn des 
vorangegangenen Sanktionszeitraums län-
ger als ein Jahr zurückliegt. Bei Minderung 
des Arbeitslosengeldes II nach Satz 2 kann 
der Träger unter Berücksichtigung aller Um-
stände des Einzelfalls die Minderung auf 60 
vom Hundert der für den erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen nach § 20 maßgebenden 
Regelleistung begrenzen, wenn der er-
werbsfähige Hilfebedürftige sich nachträg-
lich bereit erklärt, seinen Pflichten nachzu-
kommen. Bei einer Minderung des Arbeits-
losengeldes II um mehr als 30 vom Hundert 
der nach § 20 maßgebenden Regelleistung 
kann der zuständige Träger in angemesse-
nem Umfang ergänzende Sachleistungen 
oder geldwerte Leistungen erbringen. Der 
zuständige Träger soll Leistungen nach 
Satz 6 erbringen, wenn der Hilfebedürftige 
mit minderjährigen Kindern in Bedarfsge-
meinschaft lebt. 
 
(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend  
 
1. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen, der nach Vollendung des 18. Lebens-
jahres sein Einkommen oder Vermögen in 
der Absicht vermindert hat, die Vorausset-
zungen für die Gewährung oder Erhöhung 
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des Arbeitslosengeldes II herbeizuführen, 
 
2. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen, der trotz Belehrung über die Rechtsfol-
gen sein unwirtschaftliches Verhalten fort-
setzt, 
 
3. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen,  
 
a) dessen Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ruht oder erloschen ist, weil die Agentur für 
Arbeit den Eintritt einer Sperrzeit oder das 
Erlöschen des Anspruchs nach den Vor-
schriften des Dritten Buches festgestellt hat 
oder 
 
b) der die in dem Dritten Buch genannten 
Voraussetzungen für den Eintritt einer 
Sperrzeit erfüllt, die das Ruhen oder Erlö-
schen eines Anspruchs auf Arbeitslosen-
geld begründen. 
 
(5) Bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die 
das 15. Lebensjahr, jedoch noch  nicht das 
25. Lebensjahr vollendet haben, wird das 
Arbeitslosengeld II unter den in den Absät-
zen 1 und 4 genannten Voraussetzungen 
auf die Leistungen nach § 22 beschränkt; 
die nach § 22 Abs. 1 angemessenen Kosten 
für Unterkunft und Heizung sollen an den 
Vermieter oder andere Empfangsberech-
tigte gezahlt werden. Bei wiederholter 
Pflichtverletzung nach Absatz 1 oder 4 wird 
das Arbeitslosengeld II um 100 vom Hun-
dert gemindert.  
 
 
Bei wiederholter Pflichtverletzung nach Ab-
satz 2 wird das Arbeitslosengeld II um den 
Vomhundertsatz gemindert, der sich aus 
der Summe des in Absatz 2 genannten 
Vomhundertsatzes und dem der jeweils 
vorangegangenen Absenkung nach Ab-
satz 2 zugrunde liegenden  Vomhundert-
satz ergibt.  
 
 
 
 
 
Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. Bei einer 
Minderung des Arbeitslosengeldes II nach 
Satz 2 kann der Träger unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalls Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung erbrin-
gen, wenn der erwerbsfähige Hilfebedürftige 

des Arbeitslosengeldes II herbeizuführen, 
 
2. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen, der trotz Belehrung über die Rechtsfol-
gen sein unwirtschaftliches Verhalten fort-
setzt, 
 
3. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen,  
 
a) dessen Anspruch auf Arbeitslosengeld 
ruht oder erloschen ist, weil die Agentur für 
Arbeit den Eintritt einer Sperrzeit oder das 
Erlöschen des Anspruchs nach den Vor-
schriften des Dritten Buches festgestellt hat 
oder 
 
b) der die in dem Dritten Buch genannten 
Voraussetzungen für den Eintritt einer 
Sperrzeit erfüllt, die das Ruhen oder Erlö-
schen eines Anspruchs auf Arbeitslosen-
geld begründen. 
 
(5) Bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die 
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, wird das Arbeitslosengeld II unter 
den in den Absätzen 1 und 4 genannten 
Voraussetzungen unter Wegfall des Zu-
schlags nach § 24 auf die Leistungen nach 
§ 22 beschränkt; die nach § 22 Abs. 1 an-
gemessenen Kosten für Unterkunft und 
Heizung sollen an den Vermieter oder an-
dere Empfangsberechtigte gezahlt werden. 
Bei wiederholter Pflichtverletzung nach Ab-
satz 1 oder 4 wird das Arbeitslosengeld II 
unter Wegfall des Zuschlags nach § 24 
um 100 vom Hundert gemindert.  
 
Bei wiederholter Pflichtverletzung nach Ab-
satz 2 wird das Arbeitslosengeld II unter 
Wegfall des Zuschlags nach § 24 um den 
Vomhundertsatz der für den erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen nach § 20 maßge-
benden Regelleistung abgesenkt , der 
sich aus der Summe des in Absatz 2 ge-
nannten Vomhundertsatzes und dem für 
die jeweils vorangegangenen Pflichtverlet-
zung  maßgeblichen Vomhundertsatz er-
gibt; Absatz 3 Satz 1 zweiter Halbsatz gilt 
entsprechend .  
 
Absatz 3 Satz 4 gilt entsprechend. Bei einer 
Minderung des Arbeitslosengeldes II nach 
Satz 2 kann der Träger unter Berücksichti-
gung aller Umstände des Einzelfalls Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung erbrin-
gen, wenn der erwerbsfähige Hilfebedürftige 



Synopse zum Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsma rktpolitischen Instrumente 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 20 

sich nachträglich bereit erklärt, seinen 
Pflichten nachzukommen. Die Agentur für 
Arbeit kann Leistungen nach Absatz 3 Satz 
6 an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
erbringen. 
 
(6) Absenkung und Wegfall treten mit Wir-
kung des Kalendermonats ein, der auf das 
Wirksamwerden des Verwaltungsaktes, der 
die Absenkung oder den Wegfall der Leis-
tung feststellt, folgt; in den Fällen von Ab-
satz 4 Nr. 3 Buchstabe a treten Absenkung 
und Wegfall mit Beginn der Sperrzeit oder 
dem Erlöschen des Anspruchs nach dem 
Dritten Buch ein. Absenkung und Wegfall 
dauern drei Monate. Bei erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen, die das 15. Lebensjahr, 
jedoch noch nicht das 25. Lebensjahr 
vollendet haben, kann der Träger die Ab-
senkung und  den Wegfall der Regel leis-
tung unter Berücksichtigung aller Umstände 
des Einzelfalls auf sechs Wochen verkür-
zen. Während der Absenkung oder des 
Wegfalls der Leistung besteht kein An-
spruch auf ergänzende Hilfe zum Lebens-
unterhalt nach den Vorschriften des Zwölf-
ten Buches. 
 
 
 
 
 

sich nachträglich bereit erklärt, seinen 
Pflichten nachzukommen. Die Agentur für 
Arbeit kann Leistungen nach Absatz 3 Satz 
6 an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
erbringen. 
 
(6) Absenkung und Wegfall treten mit Wir-
kung des Kalendermonats ein, der auf das 
Wirksamwerden des Verwaltungsaktes, der 
die Absenkung oder den Wegfall der Leis-
tung feststellt, folgt; in den Fällen von Ab-
satz 4 Nr. 3 Buchstabe a treten Absenkung 
und Wegfall mit Beginn der Sperrzeit oder 
dem Erlöschen des Anspruchs nach dem 
Dritten Buch ein. Absenkung und Wegfall 
dauern drei Monate. Bei erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen, die das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, kann der Trä-
ger den Wegfall der Leistungen nach §§ 
20, 21 und 24  unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalls auf sechs Wo-
chen verkürzen. Während der Absenkung 
oder des Wegfalls der Leistung besteht kein 
Anspruch auf ergänzende Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach den Vorschriften des 
Zwölften Buches. 
 

§ 33 Übergang von Ansprüchen 
 
Absatz 1 
 
(1) Haben Empfänger von Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts für die Zeit, 
für die Leistungen erbracht werden, einen 
Anspruch gegen einen anderen, der nicht 
Leistungsträger ist, geht der Anspruch bis 
zur Höhe der geleisteten Aufwendungen auf 
die Träger der Leistungen nach diesem 
Buch über, wenn bei rechtzeitiger Leistung 
des anderen Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts nicht erbracht worden 
wären. Der Übergang wird nicht dadurch 
ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht 
übertragen, verpfändet oder gepfändet wer-
den kann. Unterhaltsansprüche nach bür-
gerlichem Recht gehen zusammen mit dem 
unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch 
auf die Träger der Leistungen nach diesem 
Buch über. 
 

 § 33 Übergang von Ansprüchen 
 
Absatz 1 
 
(1) Haben Empfänger von Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhalts für die Zeit, 
für die Leistungen erbracht werden, einen 
Anspruch gegen einen anderen, der nicht 
Leistungsträger ist, geht der Anspruch bis 
zur Höhe der an alle Mitglieder der Be-
darfsgemeinschaft geleisteten Aufwen-
dungen auf die Träger der Leistungen nach 
diesem Buch über, wenn bei rechtzeitiger 
Leistung des anderen Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nicht erbracht 
worden wären. Satz 1 gilt auch, soweit 
Kinder unter Berücksichtigung von Kin-
dergeld nach § 11 Abs. 1 Satz 3 keine 
Leistungen empfangen haben und bei 
rechtzeitiger Leistung des anderen keine 
oder geringere Leistungen an die Mit-
glieder der Haushaltgemeinschaft er-
bracht worden wären. Der Übergang wird 
nicht dadurch ausgeschlossen, dass der 
Anspruch nicht übertragen, verpfändet oder 
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gepfändet werden kann. Unterhaltsansprü-
che nach bürgerlichem Recht gehen zusam-
men mit dem unterhaltsrechtlichen Aus-
kunftsanspruch auf die Träger der Leistun-
gen nach diesem Buch über. 
 
 
 
 

§ 39 Sofortige Vollziehbarkeit 
 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
einen Verwaltungsakt, der  
 
1. über Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende entscheidet oder 
 
 
 
 
 
2. den Übergang eines Anspruchs bewirkt, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
haben keine aufschiebende Wirkung. 
 
 
 

 § 39 Sofortige Vollziehbarkeit 
 
Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
einen Verwaltungsakt,  
 
1. der Leistungen der Grundsicherung auf-
hebt, zurücknimmt, widerruft oder her-
absetzt oder Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit oder Pflichten des er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen bei der 
Eingliederung in Arbeit regelt, 
 
2. den Übergang eines Anspruchs bewirkt, 
 
3. mit dem zur Beantragung einer vor-
rangigen Leistung oder 
 
4. mit dem nach § 59 i.V.m. § 309 des 
Dritten Buches zur persönlichen Mel-
dung bei der Agentur für Arbeit aufge-
fordert wird, 
 
haben keine aufschiebende Wirkung. 
 
 

§ 40 Anwendung von 
Verfahrensvorschriften 

 
Absatz 2 
 
(2) Abweichend von § 50 des Zehnten Bu-
ches sind 56 vom Hundert der bei der Leis-
tung nach § 19 Satz 1 Nr. 1 und Satz 2  
sowie § 28 berücksichtigten Kosten für Un-
terkunft, mit Ausnahme der Kosten für Hei-
zungs- und Warmwasserversorgung, nicht 
zu erstatten. Satz 1 gilt nicht in den Fällen 
des § 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Bu-
ches, des § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des 
Zehnten Buches sowie in Fällen, in denen 
die Bewilligung lediglich teilweise aufgeho-
ben wird. 
 
 

 § 40 Anwendung von 
Verfahrensvorschriften 

 
Absatz 2 
 
(2) Abweichend von § 50 des Zehnten Bu-
ches sind 56 vom Hundert der bei der Leis-
tung nach § 19 Satz 1 und Satz 3  sowie 
§ 28 berücksichtigten Kosten für Unterkunft, 
mit Ausnahme der Kosten für Heizungs- 
und Warmwasserversorgung, nicht zu 
erstatten. Satz 1 gilt nicht in den Fällen des 
§ 45 Abs. 2 Satz 3 des Zehnten Buches, 
des § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 des Zehnten 
Buches sowie in Fällen, in denen die 
Bewilligung lediglich teilweise aufgehoben 
wird. 
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§ 46 Finanzierung aus Bundesmitteln 
 
Absatz 2 
 
(2) Der Bund kann festlegen, nach welchen 
Maßstäben die Mittel nach Absatz 1 Satz 4 
auf die Agenturen für Arbeit zu verteilen 
sind. Bei der Zuweisung wird die Zahl der 
erwerbsfähigen Bezieher von Leistungen 
zur Grundsicherung zugrunde gelegt. Bei 
der Zuweisung der Mittel für die Leistungen 
nach § 16a wird die Zahl der erwerbsfähi-
gen Bezieher der Leistungen der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende, die länger als 
ein Jahr arbeitslos sind und das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, zugrunde gelegt. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales kann im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates andere oder ergänzende Maßstäbe für 
die Verteilung der Mittel nach Absatz 1 Satz 
4 festlegen. 
 
 

 § 46 Finanzierung aus Bundesmitteln 
 
Absatz 2 
 
(2) Der Bund kann festlegen, nach welchen 
Maßstäben die Mittel nach Absatz 1 Satz 4 
auf die Agenturen für Arbeit zu verteilen 
sind. Bei der Zuweisung wird die Zahl der 
erwerbsfähigen Bezieher von Leistungen 
zur Grundsicherung zugrunde gelegt. Bei 
der Zuweisung der Mittel für die Leistungen 
nach § 16e wird die Zahl der erwerbsfähi-
gen Bezieher der Leistungen der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende, die länger als 
ein Jahr arbeitslos sind und das 18. Le-
bensjahr vollendet haben, zugrunde gelegt. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Sozi-
ales kann im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates andere oder ergänzende Maßstäbe für 
die Verteilung der Mittel nach Absatz 1 Satz 
4 festlegen. 
 

§ 51b Datenerhebung und -verarbeitung 
durch die Träger der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende 
 
Absatz 2 
 
 (2) Im Rahmen von Absatz 1 Nr. 1 und 2 
sind Angaben über  
 
1. Familien- und Vornamen; Anschrift; Fa-
milienstand; Geschlecht; Geburtsdatum; 
Staatsangehörigkeit, bei Ausländern auch 
der aufenthaltsrechtliche Status; Sozialver-
sicherungsnummer, soweit bekannt; Stel-
lung innerhalb der Bedarfsgemeinschaft; 
Zahl aller Mitglieder und Zusammensetzung 
nach Altersstruktur der Bedarfsgemein-
schaft; Änderungen der Zusammensetzung 
der Bedarfsgemeinschaft; Zahl aller Haus-
haltsmitglieder; Art der gewährten Mehrbe-
darfszuschläge; 
 
2. Datum der Antragstellung, Beginn und 
Ende, Art und Höhe der Leistungen und 
Maßnahmen an die einzelnen Leistungs-
empfänger (einschließlich der Leistungen 
nach § 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 bis 4 ), An-
spruch und Bruttobedarf je Monat, aner-
kannte monatliche Bruttokaltmiete; Angaben 
zu Grund, Art und Umfang von Sanktionen 
nach den §§ 31 und 32 sowie von Anreizen 
nach den §§ 29 und  30; Beendigung der 

 § 51b Datenerhebung und -verarbeitung 
durch die Träger der Grundsicherung für 

Arbeitsuchende 
 
Absatz 2 
 
 (2) Im Rahmen von Absatz 1 Nr. 1 und 2 
sind Angaben über  
 
1. Familien- und Vornamen; Anschrift; Fa-
milienstand; Geschlecht; Geburtsdatum; 
Staatsangehörigkeit, bei Ausländern auch 
der aufenthaltsrechtliche Status; Sozialver-
sicherungsnummer, soweit bekannt; Stel-
lung innerhalb der Bedarfsgemeinschaft; 
Zahl aller Mitglieder und Zusammensetzung 
nach Altersstruktur der Bedarfsgemein-
schaft; Änderungen der Zusammensetzung 
der Bedarfsgemeinschaft; Zahl aller Haus-
haltsmitglieder; Art der gewährten Mehrbe-
darfszuschläge; 
 
2. Datum der Antragstellung, Beginn und 
Ende, Art und Höhe der Leistungen und 
Maßnahmen an die einzelnen Leistungs-
empfänger (einschließlich der Leistungen 
nach § 16a Nr. 1 bis 4 ), Anspruch und 
Bruttobedarf je Monat, anerkannte monatli-
che Bruttokaltmiete; Angaben zu Grund, Art 
und Umfang von Sanktionen nach den 
§§ 31 und 32 sowie von Leistungen nach 
§ 16b von Anreizen nach § 30; Beendigung 
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Hilfe auf Grund der Einstellung der Leistun-
gen; 
 
3. Art und Höhe der angerechneten Ein-
kommen, übergegangenen Ansprüche und 
des Vermögens für alle Leistungsempfän-
ger; 
 
4. für 15- bis unter 67-jährige Leistungs-
empfänger zusätzlich zu den unter Nummer 
1 und Nummer 2 genannten Merkmalen: 
höchster Schulabschluss an allgemein bil-
denden Schulen; höchster Berufsbildungs- 
bzw. Studienabschluss (Beruf); Angaben 
zur Erwerbsfähigkeit sowie zu Art und Um-
fang einer Erwerbsminderung; Zumutbarkeit 
der Arbeitsaufnahme oder Gründe, die einer 
Zumutbarkeit entgegenstehen; Beteiligung 
am Erwerbsleben einschließlich Art und 
Umfang der Erwerbstätigkeit; Arbeitssuche 
und Arbeitslosigkeit nach § 118 des Dritten 
Buches; Angaben zur Anwendung von § 65 
Abs. 4 zu erheben und zu übermitteln. 
 
 

der Hilfe auf Grund der Einstellung der 
Leistungen; 
 
3. Art und Höhe der angerechneten Ein-
kommen, übergegangenen Ansprüche und 
des Vermögens für alle Leistungsempfän-
ger; 
 
4. für 15- bis unter 67-jährige Leistungs-
empfänger zusätzlich zu den unter Nummer 
1 und Nummer 2 genannten Merkmalen: 
höchster Schulabschluss an allgemein bil-
denden Schulen; höchster Berufsbildungs- 
bzw. Studienabschluss (Beruf); Angaben 
zur Erwerbsfähigkeit sowie zu Art und Um-
fang einer Erwerbsminderung; Zumutbarkeit 
der Arbeitsaufnahme oder Gründe, die einer 
Zumutbarkeit entgegenstehen; Beteiligung 
am Erwerbsleben einschließlich Art und 
Umfang der Erwerbstätigkeit; Arbeitssuche 
und Arbeitslosigkeit nach § 118 des Dritten 
Buches; Angaben zur Anwendung von § 65 
Abs. 4 zu erheben und zu übermitteln. 
 
 
 
 
 
 

§ 56 Anzeige- und Bescheinigungspflicht 
bei Arbeitsunfähigkeit 

 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
beantragt haben oder beziehen, sind ver-
pflichtet, der Agentur für Arbeit  
 
1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und 
deren voraussichtliche Dauer unverzüglich 
anzuzeigen und 
 
2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalen-
dertages nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
eine ärztliche Bescheinigung über die Ar-
beitsunfähigkeit und deren voraussichtliche 
Dauer vorzulegen. 
 
Die Agentur für Arbeit ist berechtigt, die 
Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher 
zu verlangen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit 
länger als in der Bescheinigung angegeben, 
so ist der Agentur für Arbeit eine neue ärzt-
liche Bescheinigung vorzulegen. Die Be-
scheinigungen müssen einen Vermerk des 
behandelnden Arztes darüber enthalten, 
dass dem Träger der Krankenversicherung 
unverzüglich eine Bescheinigung über die 

 § 56 Anzeige- und Bescheinigungspflicht 
bei Arbeitsunfähigkeit 

 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
beantragt haben oder beziehen, sind ver-
pflichtet, der Agentur für Arbeit  
 
1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und 
deren voraussichtliche Dauer unverzüglich 
anzuzeigen und 
 
2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalen-
dertages nach Eintritt der Arbeitsunfähigkeit 
eine ärztliche Bescheinigung über die Ar-
beitsunfähigkeit und deren voraussichtliche 
Dauer vorzulegen. 
 
Die Agentur für Arbeit ist berechtigt, die 
Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher 
zu verlangen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit 
länger als in der Bescheinigung angegeben, 
so ist der Agentur für Arbeit eine neue ärzt-
liche Bescheinigung vorzulegen. Die Be-
scheinigungen müssen einen Vermerk des 
behandelnden Arztes darüber enthalten, 
dass dem Träger der Krankenversicherung 
unverzüglich eine Bescheinigung über die 
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Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den 
Befund und die voraussichtliche Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit übersandt wird. 
 

Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über den 
Befund und die voraussichtliche Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit übersandt wird. Zweifelt 
die Agentur für Arbeit an der Arbeitsun-
fähigkeit des erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen, so gelten die §§ 275 Abs. 1 Nr. 
3b, Abs. 1a, 281 Abs. 1 Satz 1 des Fünf-
ten Buches entsprechend. 
 
 

§ 66 Verordnungsermächtigung 
 

(aufgehoben) 

 § 66 
Rechtsänderungen bei Leistungen zur 

Eingliederung in Arbeit 
 
(1) Wird dieses Gesetzbuch geändert, so 
sind, soweit nichts Abweichendes be-
stimmt ist, auf Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit bis zum Ende der Leistun-
gen oder der Maßnahme die Vorschriften 
in der vor dem Tag des Inkrafttretens der 
Änderung geltenden Fassung weiter an-
zuwenden, wenn vor diesem Tag 
 
1. der Anspruch entstanden ist, 
 
2. die Leistung zuerkannt worden ist 
oder 
 
3. die Maßnahme begonnen hat, wenn 
die Leistung bis zum Beginn der Maß-
nahme beantragt worden ist. 
 
(2) Ist eine Leistung nur für einen be-
grenzten Zeitraum zuerkannt worden, 
richtet sich eine Verlängerung nach den 
zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
die Verlängerung geltenden Vorschriften.  
 
 

§ 71 Zweites Gesetz zur Änderung des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – Per-
spektiven für Langzeitarbeitslose mit be-
sonderen Vermittlungshemmnissen – Job-
Perspektive 
 
(1) § 16a ist bis zum 31. März 2008 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass als Arbeitge-
ber nur Träger im Sinne des § 21 des Drit-
ten Buches und nur Arbeiten im Sinne des § 
260 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Dritten Buches 
gefördert werden können. 
(2) § 16a Abs. 1 Nr. 2 gilt mit der Maßgabe, 
dass der Zeitraum von sechs Monaten nach 
dem 30. September 2007 liegt. In beson-
ders begründeten Einzelfällen kann der 
Zeitraum von sechs Monaten auch vor dem 
1. Oktober 2007 liegen. 

 § 71 Zweites Gesetz zur Änderung des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – Per-
spektiven für Langzeitarbeitslose mit be-
sonderen Vermittlungshemmnissen – Job-
Perspektive 
 
(1) § 16e ist bis zum 31. März 2008 mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass als Arbeitge-
ber nur Träger im Sinne des § 21 des Drit-
ten Buches und nur Arbeiten im Sinne des § 
260 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Dritten Buches 
gefördert werden können. 
(2) § 16e Abs. 1 Nr. 2 gilt mit der Maßgabe, 
dass der Zeitraum von sechs Monaten nach 
dem 30. September 2007 liegt. In beson-
ders begründeten Einzelfällen kann der 
Zeitraum von sechs Monaten auch vor dem 
1. Oktober 2007 liegen. 
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  § 73 
Gesetz zur Neuausrichtung der arbeits-

marktpolitischen Instrumente 
 
(1) § 28 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 in der bis zum 
… [einsetzen: Tag vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes] geltenden Fassung ist 
weiterhin anzuwenden für Bewilligungs-
zeiträume, die vor dem … [einsetzen: 
Tag des Inkrafttretens des Gesetzes] 
beginnen. 
 
(2) § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1a in der bis 
zum … [einsetzen: Tag vor dem Inkraft-
treten des Gesetzes] geltenden Fassung 
ist weiterhin anzuwenden für Absenkung 
und Wegfall, die vor dem … [einsetzen: 
Tag nach dem Inkrafttreten des Geset-
zes] wirksam geworden sind. 
 
(3) § 31 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a 
und b in der ab dem … [einsetzen: Tag 
des Inkrafttretens des Gesetzes] gelten-
den Fassung gilt mit der Maßgabe, dass 
vor dem … [einsetzen: Tag des Inkraft-
tretens des Gesetzes] eingetretene Ver-
stöße gegen Pflichten, die in dem nach § 
15 Abs. 1 Satz 6 erlassenen Verwal-
tungsakt geregelt sind, nicht berücksich-
tigt werden. 
 

 


